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«‹Verstümmelung ›oder
Transformation?»
Ausgabe vom 15.Mai

Viele Gegner desMetalli-Neu-
baus sprechen über Architektur,
als würdeman in einemMu-
seumwohnen. Ichwohnedirekt
daneben. Ich höremorgens die
Lieferwagen, abends dieGe-
spräche auf demPlatz und
manchmal nachts auch jene
Motorräder, die offenbar glau-
ben, die Baarerstrasse sei Teil
vonMonza.Wenn jemand also
allenGrund hätte, gegen eine
Weiterentwicklung derMetalli
zu sein, dann vermutlichwir di-
rekten Anwohner. Trotzdem
stimme ich Ja.

Vielleicht gerade deshalb,
weilman alsNachbar sieht, was
viele in derDebatte romantisie-
ren.DieheutigeMetalli funktio-
niert zwar noch immer erstaun-
lich gut, aber gewisse Teile wir-
ken inzwischenwie eine
Zeitkapsel aus den 1980er-Jah-
ren: viel Beton, wenig echter
Aufenthaltsraumund ein Zent-
rum, das tagsüber lebt, abends
jedoch teilweise erstaunlich
lebloswirkt.Mankannnatürlich
alles konservierenwollen, ein-
fachweilman sich daran ge-

wöhnt hat. Aber Städte funktio-
nieren nicht wieHeimatmu-
seen. Bemerkenswert finde ich
vor allemdenWiderspruch in
derDiskussion. In Zug klagt
man regelmässig über fehlen-
denWohnraum, über steigende
Mieten und darüber, dass sich
Normalverdiener die Stadt
kaumnoch leisten können. So-
bald dann an zentralster Lage
zusätzlicheWohnungen entste-
hen sollen, entdecktman plötz-
lich die absolute Unantastbar-
keit jedes bestehendenGebäu-
dewinkels. Das ist ungefähr so
logisch,wie gegenneueZüge zu
sein und gleichzeitig über volle
Perrons zu klagen.

Auch die Vorstellung, Zug
dürfe sich optisch nie verän-
dern, wirkt etwas seltsam.Die
heutigeMetalli war bei ihrer
Entstehung selbst hoch umstrit-
ten. Heutewird sie behandelt,
als hätte bereitsWilhelmTell
dort eingekauft. Natürlich
bringt einUmbau vorüberge-
hend LärmundEinschränkun-
gen. Daswird für unsNachbarn
nicht immer angenehm sein.
Aber eine Stadt, die sich aus
Angst vorBaustellennichtmehr
weiterentwickelt, beginnt ir-
gendwann zu erstarren. Und

Stillstandwar noch selten ein
überzeugendes Rezept für le-
bendige Zentren.

Darum stimme ich Ja zum
Metalli-Neubau. Nicht trotz
meinerNähe zumProjekt, son-
dern gerade deswegen.

Simon Ruckstuhl,
Vorstand SVP Stadt Zug

2023wurdedie Initiative«2000
Wohnungen für den ZugerMit-
telstand» angenommen.Des-
halbmüssen inVerdichtungsge-
bietenwie derMetalli mindes-
tens 40 Prozent preisgünstige
Wohnungen geschaffenwer-
den. Der BebauungsplanMetal-
li sieht 130 neueWohnungen
und den Ersatz von 30 be-
stehendenWohnungen vor. 64
der insgesamt 160Wohnungen
werden preisgünstig erstellt.
Dies entspricht 49 Prozent, also
9 Prozentmehr als gefordert.
Wir sollten das Engagement
eines privaten Investors begrüs-
sen, damit in Zug zeitnah neuer
Wohnraum entsteht.

Manfred Pircher, Gemeinderat Zug, Mit-
gliedderBauundPlanungskommission,
Zug

Zur eidgenössischen
Abstimmung vom 14. Juni

Es ist Zeit umzudenken, denn
diemasslose Zuwanderung
überfordert uns in vieler Hin-
sicht. Einwichtiger Aspekt ist in
der anhaltendenDiskussion zu
kurz gekommen: die laufend
sinkende Sicherheit der Bevöl-
kerung. So steigt die Kriminali-
tätsrate seit Jahren unaufhör-
lich.DieaktuelleSicherheitssta-
tistik des Bundesamtes für
Statistik zeigt uns, dass die Ge-
fängnisse zu 97 Prozent voll
sind. DieMehrheit der Insassen
sind Ausländer oder haben
einenmigrantischenHinter-
grund. Die diesbezügliche Sta-
tistik lässt keinen Interpreta-
tionsspielraum. Auchwir spü-
ren die veränderte Realität in
unseremUmkreis.Mädchen,
aber auch Jungs,müssen den
Bahnhof Zug nach 19Uhrmei-
den, es ist zu gefährlich. Ganze
Wohnungenwerden von aus-
ländischen Einbrechern ge-
räumt. Beispiele gibt es leider
auch in Zug immermehr.

Es stimmt doch etwas nicht,
wenn einGeschäftsmann um 14
Uhr vomMittagessen aus dem
Restaurant kommt und von zwei
Männern ausMaghreb-Staaten
überfallen und die Armbanduhr
gestohlenwird? Immermehr hat
man dasGefühl,man gehöre
nichtmehr dazu. Immermehr
hatman einGefühl vonUnsi-
cherheit. Selbst habe ich immer
mehr dasGefühl, dassmir Zug,
aber auch die Schweiz, abhan-
denkommt. Also ein klares Ja zur
Nachhaltigkeitsinitiative, damit
wiruns inZugund inderSchweiz
wieder wohlfühlen.

Petra Risi, Zug

In ihrer Broschüre zur Abstim-
mung vom 14. Juni beklagt die
SVP: «Pro Sekundewird rund 1

Quadratmeter in der Schweiz
zubetoniert»:Zeicheneinesun-
gebremstenWachstums.Was
also tun die SVP-Politiker? Bun-
desrat Rösti beharrt auf dem
Neubau vonNationalstrassen-
Strecken, obwohl diese in der
Autobahn-Abstimmung 2024
von den Stimmbürgerinnen
und Stimmbürgern abgelehnt
wurden. Dazu gehören der
Rheintunnel in Basel und der
AbschnittWankdorf-Schön-
bühl bei Bern. Allein durch die
Realisierung dieser beiden Pro-
jekte würden 172’997Quadrat-
meter grünes Land (Wald,
Acker undWiesen) unter den
Beton gebracht.

In Zug ist das erweiterte
Strandbad in Betrieb gegangen.
Ein grosser Teil der 9500Quad-
ratmeter umfassendenOesch-
wiese bleibt der Allgemeinheit
somit als Grünfläche erhalten.
Die SVP-Fraktion der Stadt war
gegen das Projekt. Sie fand, die
öffentliche Investition von 12,9
Millionen Franken stehe in kei-
nemVerhältnis zur erzielten
Wirkung für die Bevölkerung.
DemBau einerHallenbad-An-
lage aus Beton amgleichenOrt
hätte sie jedoch ausdrücklich
zugestimmt. Der Zuger Finanz-
direktor Tännler tut alles in sei-
nerMacht stehende, um inter-
nationale Firmen undwohlha-
bende Personen aus dem
Ausland in Zug anzusiedeln –
einemassiveTriebfeder fürstei-
gendeMietpreise. Zudem
scheute er sich nicht davor, eine
sanktionierte russischeGross-
firma zu beraten, zuwelcher
Bank sie ambesten gehe.Man
kann das auch aktive Zuwande-
rungshilfe nennen.

Auf populistischeWeise lis-
tet die SVP-Broschüre proble-
matische Seiten desWandels in
der Schweiz auf. In der politi-
schen Praxis erweist sich die
Partei aber als einer der inneren
Motoren desWachstums – gera-

demit ihrer Nähe zurWirt-
schaftselite. Bessere Löhne für
Handwerker undPflegende, da-
mit deren Berufe auch für
Schweizerinnen und Schweizer
wieder attraktiver werden, sind
keinThema. Professionell berät
der Zuger SVP-Nationalrat Ae-
schi lieber internationaleUnter-
nehmen bei der Gewinnopti-
mierung. Die konkretenHand-
lungen undHaltungen der
SVP-Politiker zeigen, wiewenig
glaubwürdig die Vorlage vom
14. Juni ist.

Dieter Nussbaum, Zug

Die Schweiz steht vor realen
Herausforderungen: steigende
Wohnkosten, zunehmendeKri-
minalität, hohe Krankenkas-
senprämien und Fehlentwick-
lungen im Sozialwesen. Diese
Problememüssen ernst genom-
menwerden. Die «10-Millio-
nen-Schweiz»-Initiative löst sie
jedoch nicht. Die Schweiz ist
auf qualifizierte Fachkräfte an-
gewiesen.DaseigentlicheProb-
lem ist nicht die Fachmigration,
sondern diemangelndeDiffe-
renzierung der heutigen Politik.
Die Initiativemacht keinen
Unterschiedzwischengut integ-
rierten Fachkräften und tat-
sächlichen Problemfeldernwie
Kriminaltourismus, Asylmiss-
brauch oder Fehlanreizen im
Sozialwesen.

Gerade bei der Kriminalität
zeigt sichdiesdeutlich:Vieleak-
tuelle Delikte – etwa die jüngs-
ten Einbrüche imKanton Zug
und imGewerbegebiet Stein-
hausen–wurdenvon jungenTä-
tern aus Italien oder Frankreich
begangen. Diese reisen kurz-
fristig in die Schweiz ein und
verlassen das Land nach den
Deliktenwieder. Solche Täter
sind gar nicht Teil jener Zuwan-
derung,welchedie Initiativebe-
schränkenwill. Hier braucht es

konkreteMassnahmen statt
Symbolpolitik: bessere Zusam-
menarbeitmit ausländischen
Polizeikorps, stärkerenGrenz-
schutz, konsequente Ausschaf-
fung krimineller Ausländer und
eine spürbare Abschreckung
durch härtere Strafen.

Auch im Sozialbereich
braucht es Reformen. So ist im
Kanton Zug ein Einkommen bis
rund 12’350 Franken proMonat
arbeitslosenversichert. Daraus
resultieren Leistungen von bis
zu 9000Frankenmonatlich.
Gleichzeitig bestehen keine
Vermögensprüfungen. Solche
Fehlanreize solltenwir gezielt
korrigieren. Auch daran ändert
die Initiative nichts. DerWohn-
raummangel wiederum ent-
steht nicht allein durch Zuwan-
derung. Solange imKanton
mehr Arbeitsplätze geschaffen
werden alsWohnungen, bleibt
derDruck bestehen. Hier
braucht es schnellere Bewilli-
gungsverfahren und eine ver-
nünftigere Raumplanung.

Die Schweiz braucht keine
starre Bevölkerungsgrenze,
sondern gezielte Lösungen für
konkrete Probleme. Stimmen
Siedeshalbam14. Juni:Neinzur
10-Millionen-Schweiz.

Fabian Wernli,
Präsident FDP Steinhausen

Wenn Sie im Jahre 2050 eine Bi-
lanz ziehen, wie Ihr Leben nun
so ist, stellen Sie fest, dass auf
den Strassen ein noch grösseres
Verkehrschaos besteht als im
Jahr 2026. Der Verkehrsminis-
terhat es immernochversäumt,
ein brauchbares Konzept für
den Verkehr auszuarbeiten, da
er sich liebermitAtomkraftwer-
ken beschäftigt. Die Kriminali-
tät ist gestiegen, da nun unser
Zoll kein Schengener Informa-
tionssystemmehr abfragen
kann undmit der gekündigten

Personenfreizügigkeit auch die-
seMöglichkeit der Einreise-
kontrolle entfällt. Ein Flücht-
lingsabkommenmit denNach-
barländernwurde hinfällig. Sie
warten nun auch an derGrenze
– wie amGotthard –, damit sie
ihren Pass zeigen dürfen, um in
die Ferien zu fahren.

Schweizer Unternehmen
verlagern ihre Arbeitsplätze ins
Ausland, weil der grenzüber-
schreitende Austausch viel auf-
wendiger wurde. Dies führte zu
einer gestiegenenArbeitslosig-
keit und verteuert dieDingedes
alltäglichenGebrauchs.Die feh-
lendenFachkräfte können nicht
durch dieseMenschen ersetzt
werden, und im Spital und der
Alters- undKrankenpflege
herrscht ein grosserMangel.
Für denUmweltschutz fehlen
infolge der nachgelassenen
Wirtschaftsleistung die Steuer-
gelder. Das AHV-Alter wurde
heraufgesetzt, dawegenderZu-
wanderungsbeschränkung das
durchschnittliche Alter der
arbeitenden Bevölkerung ge-
stiegen ist. Als Reaktion auf die
Kündigung der Personenfreizü-
gigkeit wurden durch die EU
weitere bilaterale Abkommen
gekündigt. So haben Schweizer
Studierendenurnocherschwert
Zugang zu ausländischenUni-
versitäten. DieWohnungsnot
hat sich verschärft, da die Poli-
tik die Zeit bis zur Überschrei-
tungdesGrenzwertesderNach-
haltigkeitsinitiative nicht ge-
nutzt hat, um eine
Beschränkung der vielen Ein-
sprachemöglichkeiten bei Neu-
undUmbauten zu erarbeiten.

Alle erhofften sich damals,
dass die «Keine-10-Millionen-
Schweiz»-Initiative eine Lösung
bringenwürde. Diese sieht je-
doch keine einzigeMassnahme
für die einzelnen Punkte. Dann
besinnen Sie sich zurück und
wünschen, Sie hätten dieNach-
haltigkeitsinitiative im 2026 ab-

gelehnt. Nun steckt die ganze
Schweiz in einer Sackgasse und
keiner weiss einenWeg heraus.

Peter Huser, Baar

DieGegner der Zuwanderungs-
initiative haben einen harten
Job undmüssen ohne starke Ar-
gumente gegen die Vorlage
kämpfen.DaskrassesteBeispiel
istwohldies:«MitderAnnahme
der Initiative würdenwir kom-
mendeGenerationen bevor-
munden.»DasGegenteil ist
dochder Fall:Wennwir jetzt die
Zuwanderung begrenzen, dann
können kommendeGeneratio-
nenwiedermehr davon zulas-
sen, wenn sie wollen. Die künf-
tigenGenerationen haben bei
einem Ja dieWahl.

WennwirNeinsagenzurvor-
liegendenZuwanderungsinitiati-
ve undweiterfahrenwie bisher,
könnten in den kommenden 20
Jahren nochmals 2Millionen
Menschen einwandern. Oder
vielweniger, oder vielmehr.Nie-
mandweiss es, niemand kann es
steuern.Wenn diese Zuwande-
rer einmal hier sind, können
künftigeGenerationen sie nicht
wieder ausschaffen. Das ist si-
cher. DieGegner der Zuwande-
rungsinitiative kämpfenmit lee-
renHänden undmachen keine
einzige verbindliche Zusage,
dass sich irgendetwas amZu-
wanderungsstrom ändernwird.
ImGegenteil, sie versichern uns,
dass die starke Zuwanderung
weitergeht wie bisher, weil es sie
angeblich in diesemÜbermass
dringend braucht. Undmit den
neuen EU-Verträgenwird schon
dienächste Schneise geschlagen,
umeinennoch stärkerenZuwan-
derungsstrom in die Schweiz zu
organisieren. Stimmen Siemit
mir zusammen Ja zur Zuwande-
rungsinitiative.

Michael A. Brunner, Zug

Zur Parkiersituation in Zug

Vor gut einem Jahr hat der na-
tionale Preisüberwacher die
Stadt Zug gerügt, sie würde
Dauerparkierer zu sehr zur Kas-
se bitten. EineDauer-Parkkarte
fürAnwohner kostet aktuell 720
Franken. Das ist gemäss Preis-
überwacher doppelt so viel, wie
korrekt wäre. Die SVP-Fraktion
hat daraufhin imGGR einen

Vorstoss eingereicht,mit dem
Auftrag an den Stadtrat, die
Parkgebühren für Anwohner zu
halbieren. Die stadträtliche
Antwort liegt nun vor undwird
demnächst imGGRdebattiert.

So viel vorweg: Der Stadtrat
will nichts wissen von einer Ge-
bührensenkung! Obwohl stän-
dig bemängelt wird, dass in Zug
die Lebenshaltungskosten hoch
sind,hält der Stadtratnichts von

einer kleinen konkretenMass-
nahme, die Situation, insbeson-
dere für Geringverdienende, zu
verbessern. Chance vertan,
schade!

Dauerparkierer werden in
Zug somit weiterhin, imwahrs-
ten Sinne desWortes, über Ge-
bühr abkassiert.

Roman Küng, Gemeinderat und Frak-
tionschef SVP, Zug

«Gute Nacht Mutter Sonne, komm doch morgen wieder!», schreibt
unser Leser dazu.Wir hoffen es. Bild: Hermann Stutz-Reding

Ja aus der direkten Nachbarschaft

Die Nachhaltigkeitsinitiative der SVP beschäftigt die Leserinnen und Leser weiterhin

Über Gebühr abkassiert

Abendstimmung im Guggital ob Zug


